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1. Einleitung
In der hiesigen Stadtforschung wird derzeit verstärkt diskutiert, wie jene 
stadtpolitischen Transformationen einzuschätzen seien, die in den letzten 
Jahren auf erstarkende städtische soziale Bewegungen und öffentliche 
Thematisierungen von Gentrifizierung, steigenden Mieten und ‚Wohnungsnot‘ 
in zahlreichen deutschen Städten folgten. Politisch-administrative Re-
Regulierungen zielen vor allem auf eine Steigerung des Wohnungsneubaus 
in stark nachgefragten Städten und dabei auch auf die Schaffung von 
Sozialwohnungen. Einige Stadtregierungen setzen baurechtliche Instru­
mente zur Steuerung von Investitionen in Gentrifizierungsgebieten ein, 
um Verdrängungsprozessen entgegenzuwirken. Auf Bundesebene wurde 
versucht, Mietsteigerungen durch neue Rechtsinstrumente zu begrenzen. 
Nun steht die Frage im Raum, ob solche ‚sozial‘ orientierten Re­Regulierungen 
Anlass zur Hoffnung auf ein Ende urbaner Neoliberalisierung und auf eine 
gerechtere ‚Stadt für alle‘ geben. Im vorliegenden Aufsatz diskutiere ich 
diese Frage am Beispiel der Stadt Hamburg. Hier haben etwa Vogelpohl und 
Buchholz (2017) zuletzt experimentelle Brüche mit vorherigen neoliberalen 
Stadtpolitiken beobachtet, während Metzger und Schipper (2017) stärker 
In Deutschland werden gegenwärtig verschiedene stadtpolitische Re-Regulierungen 
beobachtet: neue Wohnungsbauprogramme, Instrumente zur Mietpreisbegrenzung oder 
Ansätze zur Restriktion von Investitionen in Gentrifizierungsgebieten. Nun wird diskutiert, 
ob solche ‚sozialen‘ Re-Regulierungen einen Bruch mit urbaner Neoliberalisierung anzeigen. 
Der Aufsatz geht dieser Frage am Beispiel Hamburgs nach. Hier haben Forscher_innen 
kontroverse Positionen vertreten, ob ‚progressive‘ Strategien hin zu einer ‚Stadt für alle‘ zu 
beobachten sind. Der Aufsatz stellt zunächst die stadtpolitischen Re-Regulierungen vor und 
rekonstruiert anschließend die darin produktiven normativ-strategischen Rationalitäten 
politisch-administrativer Akteur_innen. Die zusammenführende Analyse zeigt, dass sich in 
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Ungleichheit‘ verdichten. Die ‚Stadt für alle‘ soll durch Strategien der Verbürgerlichung 
realisiert werden, die Ungleichheiten verstärken.
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die fortgesetzte Markt­ und Verwertungsorientierung wohnungspolitischer 
Re­Regulierungen betonen. 
Hamburg eignet sich exemplarisch für die Diskussion gegenwärtiger 
stadt politischer Transformationen. Hier haben städtische soziale Be we­
gungen in der jüngeren Vergangenheit machtvoll Konflikte um die ‚Stadt 
für alle‘ arti kuliert, die ebenso wie die folgenden Reaktionen politisch­
admi nis trativer Akteur_innen in der Stadtforschung breit diskutiert wur­
den (vgl. u.a. Metzger/Schipper 2017, Vogelpohl/Buchholz 2017, Rinn 
2016, Vrenegor 2012, Füll ner/Templin 2011, Birke 2010). Im fol gen den 
zweiten Abschnitt stelle ich die teils kontroversen Analysen dieser ‚neuen 
sozialen Stadtpolitik‘ in Hamburg zunächst in den Kontext woh nungs­
politischer Transformationen auf den verschiedenen politisch-admi nis-
trativen Ebenen der Bundesrepublik. Um am Hamburger Beispiel nun 
mögliche stadt­ und wohnungspolitische Brüche beziehungsweise Kon ti­
nu itäten herausarbeiten zu können, schlage ich im dritten Abschnitt eine 
genealogisch und staatsanalytisch orientierte Ana lyse perspektive auf das 
stadt ent wicklungspolitische Machtfeld vor. Denn, so mein Argument, 
die gegenwärtigen – vor allem wohnungspolitischen – Re-Regulierungen 
können analytisch schärfer eingeordnet werden, wenn die stadtpolitischen 
Rationalitäten und Institutionalisierungen rekonstruiert werden, die in 
diesen Re-Regulierungen produktiv werden und diese in ihren normativ-
strategischen Ausrichtungen prägen. Stadtpolitische Rationalitäten und 
Institutionalisierungen werden dabei in genealogischer Perspektive als ‚Pro­
dukte‘ von Konflikten um die Produktion und Aneignung von Stadt begrif­
fen und Stadtpolitik zugleich als Element demokratisch-kapitalistischer 
Staat lichkeit verortet, das heißt als Teil eines Ensembles gesellschaftlicher 
Kon flikt regulation und Stabilisierung eines Krisenzusammenhangs. 
Mit Hilfe dieser analytischen Perspektive rekonstruiere ich im vierten 
Abschnitt die dominanten politisch­administrativen Strategien städtischer 
Regierung in Hamburg, die sich historisch ausgehend von der Krise der 
fordistischen Stadt in den 1970er Jahren herausgebildet haben, und re­
interpretiere vor diesem Hintergrund in Abschnitt fünf die gegenwärtigen 
politisch-administrativen Re-Regulierungen.[1] Ich komme dabei zu dem 
Ergebnis, dass in den diskutierten stadtpolitischen Transformationen 
kaum potenziell progressive oder positiv als ‚sozialer‘ verstandene Ver än­
de rungen sichtbar werden. Die empirische Analyse zeigt vielmehr, dass 
die beobachteten ‚sozialeren‘ Politiken nicht in einer einfachen Opposition 
zu unternehmerisch­neoliberalen stehen, sondern dass beide zentrale, 
histo risch gewordene normativ-strategische Grundlagen teilen, die einen 
‚Urba nis mus der Ungleichheit‘ konstituieren. Sichtbar wird eine dominante 
Rationali tät unternehmerisch-integrierter Stadtentwicklungspolitik, die auf 
ökonomisch dynamische Entwicklung und soziale Kohäsion der Gesamt­
stadt und ihrer Teilräume abzielt und dabei vor allem mit quartiers ba sier­
ten, mittelschichtsorientierten Normalisierungsstrategien und einer Be völ-
kerungs politik der ‚sozialen Mischung‘ arbeitet. Das politisch­adminis trative 
Versprechen einer ‚Stadt für alle‘ soll so maßgeblich durch Strategien der 
‚Ver bür ger lichung’ städtischer Räume eingelöst werden, die soziale Un gleich­
heiten verstärken anstatt ihnen entgegenzuwirken.
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2. Gegenwärtige wohnungspolitische Transformationen in 
Deutschland und das Hamburger Beispiel
In den gegenwärtig in Deutschland zu beobachtenden stadtpolitischen Ver­
änderungen wird einmal mehr sichtbar, welche Effekte städtische soziale 
Bewegungen auf Stadtentwicklungspolitik haben können. Denn einer der 
Ausgangspunkte dieser Transformationen waren die Interventionen von 
Initiativen und Netzwerken, die sich ab Ende der 2000er Jahre in zahlreichen 
Großstädten – Hamburg, Berlin, Frankfurt, Düsseldorf, Leipzig oder Jena 
– bildeten. Diese richteten sich vor allem gegen Gentrifizierung, steigende 
Mieten, Zwangsräumungen und Verdrängung und forderten insgesamt eine 
andere Wohnungspolitik sowie partizipative bis selbstorganisierte Formen 
der Stadtplanung (vgl. Vogelpohl et al. 2017). Ihre Interventionen öffneten 
ein Aufmerksamkeitsfenster, in dem etwa die öffentliche Verantwortung 
für sozialen Wohnungsbau wieder verstärkt thematisiert werden konnte 
(vgl. Schönig et al. 2017, Metzger/Schipper 2017). Es folgten politisch­
administrative Reaktionen, welche die überschießenden Forderungen nach 
egalitärer Aneignung städtischer Räume und Vergesellschaftung städtischer 
Pro duk tions weisen den normativen wie strategischen Selektivitäten staat-
licher Stadtpolitik entsprechend be­ und verarbeiteten.
In den Untersuchungen dieser Transformationen dominieren bislang 
ver gleichen de Diskussionen von Fallstudien zu einzelnen Städten, insbeson­
dere hin sicht lich der Wohnungspolitik (vgl. etwa Holm 2017, Metzger/
Schipper 2017, Schönig et al. 2017, Vogelpohl/Buchholz 2017). Vor dem Hinter­
grund höchst ungleicher Entwicklungen von städtischen Bevölkerungen und 
Woh nungs märkten sowie der dezentralen föderalen Verfasstheit der Bun­
des republik, in deren Rahmen den Bundesländern und gerade der kom­
mu nalen Ebene in den letzten Jahren sukzessiv mehr Verantwortung für 
die Wohnraumversorgung übertragen wurde (vgl. Kaltenbrunner/Wal­
ters bacher 2014), liegt es nahe, zunächst von Stadtpolitiken im Plural zu 
sprechen. Dennoch lassen sich übergreifende Tendenzen stadtpolitischer 
Trans formationen in jenen deutschen Städten identifizieren, in denen eine 
neue ‚Wohnungsnot‘ als zu bearbeitendes Problem politisch­administrativ 
an er kannt wurde: Auf kommunaler Ebene (bzw. in den Stadtstaaten Berlin, 
Hamburg und Bremen) werden Bündnisse zwischen politisch­adminis­
trativen Akteur_innen und der Wohnungswirtschaft mit dem Ziel gebildet, 
den Neubau von (teils öffentlich geförderten) Wohnungen zu steigern. Da­
neben wird hier vereinzelt das städtebaurechtliche Instrument der ‚Sozia len 
Erhaltungssatzung‘ zur Regulation von Investitionen in Gen tri fi zie rungs ge­
bieten eingesetzt. Noch vereinzelter und eher pros pek tiv werden veränderte 
Bewirtschaftungsstrategien öffentlicher Woh nungs bau gesell schaften, also 
eine Abkehr von gewinnorientierten hin zu mieter_innenfreundlicheren 
Strategien beobachtet – oder zumindest die Diskussion dessen (etwa in Berlin 
oder Frankfurt, vgl. Holm 2017, Metzger/Schipper 2017, Schönig et al. 2017). 
Aber auch auf der Länder- und Bundesebene wurde wohnungspolitisch 
reagiert und mittlerweile (wieder) eine Notwendigkeit anerkannt, stärker 
steuernd auf den Wohnungsmarkt einzuwirken. Dafür wurde der im 
Rahmen der Föderalismusreform beschlossene Ausstieg des Bundes aus 
der sozialen Wohnungsbauförderung verschoben und die Mittel für soziale 
12       2018, Band 6, Heft 1s u b \ u r b a n
Wohn raumversorgung im Bereich der Objekt­ wie der Subjektförderung 
erhöht. Mit der – allerdings stark kritisierten und durch widerstreitende 
Rechtsprechungen in der Wirkung zusätzlich begrenzten – ‚Mietpreisbremse‘ 
wurde ein Instrument eingeführt, das in von den Landesregierungen de fi­
nier ten Gebieten „mit einem angespannten Wohnungsmarkt“ (§ 556d (1) 
BGB) dämpfend auf Mieterhöhungen bei Neuvermietungen wirken soll (vgl. 
zur Kritik Holm 2014).
Wenn der Blick nun auf Hamburg gerichtet wird, dann scheinen die dor­
tigen neuen wohnungspolitischen Programmatiken und Instrumente zum 
bun des weiten Mainstream, wenn nicht gar zu den strategischen Trendsettern 
zu gehören. In der zweitgrößten Stadt Deutschlands, die durch deutlich 
sicht bare verräumlichte soziale Ungleichheiten gekennzeichnet ist (vgl. 
Breckner 2013, Güntner 2013) und deren Bevölkerungszahl seit Jahren 
konti nuier lich steigt, stellten politisch­administrative Bemühungen um 
eine ‚Stadt für alle‘ zunächst eine Reaktion auf die Konfliktartikulationen 
städ tischer sozialer Bewegungen dar. Denn spätestens mit der Gründung 
des „Netzwerks Recht auf Stadt“  im Jahr 2009 wurde eine breitere Un zu­
frie den heit mit städtischen Lebensverhältnissen in der Hansestadt über­
deutlich, die auch von Teilen der ‚Mittelschicht‘ – dem Kernklientel der 
regierenden Parteien – geteilt wurde. Neben den als ‚Proteste der Kreativen‘ 
begriffenen Arbeitskonflikten und stadtpolitischen Interventionen von 
(vor wiegend prekären) Kulturschaffenden organisierten sich Initiativen 
vornehmlich in den zentrumsnahen Stadtteilen gegen Gentrifizierung und 
Miet steigerungen[2], hochpreisigen Wohnungsneubau oder die Zerstörung 
städtischer Grünflächen (vgl. Fraeser 2017, Vrenegor 2012, Füllner/Tem­
plin 2011, Birke 2010). Verbindende Elemente waren dabei die egalitäre 
Forderung nach einer ‚Stadt für alle‘ und der protagonistische Anspruch 
auf eine „Stadtplanung von unten“ (Füllner/Templin 2011, vgl. Rinn 2016). 
Durch ein breites Repertoire von Interventionen gelang es dem Netzwerk 
nicht nur eigene Projekte durchzusetzen und Planungen von Immobilien­
Verwertungs­Koalitionen zu verhindern oder zumindest zu verändern – es 
gelang vielmehr, die stadtpolitischen Kräfteverhältnisse zumindest temporär 
und lokal zu verschieben. 
Diese intensivierten Konflikte sind nicht an der akademischen Stadt­
forschung vorbeigegangen. Diskutiert wurden dabei auch die strategischen 
Reaktionen politisch-administrativer Akteur_innen der Stadtplanung und 
Stadt entwicklungspolitik und insofern die Effekte der Bewegungen auf 
staatliche Politiken. Denn angesichts der neuen Mobilisierungsdynamik 
versuchten politisch­administrative Akteur_innen, die Deutungshoheit über 
Probleme der Stadtentwicklung und deren Lösungen zurückzuerlangen. 
In der Hochphase der „Recht auf Stadt“­Mobilisierung wurde Hamburg 
durch die CDU und die Grün­Alternative Liste regiert, wobei letztere 2011 
die Koalition aufkündigte. Im Vorfeld, während des Wahlkampfs und im 
Anschluss an die Neuwahlen zur Bürgerschaft, aus der die SPD mit absoluter 
Mehrheit hervorging, waren Stadtentwicklung und Wohnen die zentralen 
politischen Themen – die SPD warb explizit mit dem Versprechen einer 
„Stadt für alle“ (Rinn 2016: 187; vgl. Schubert 2011). 
Für die nun folgende stadt­ und wohnungspolitische Rekonfigurationsphase 
wurden maßgeblich drei Verschiebungen beobachtet: erstens die Ausweitung 
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des öffentlich subventionierten sozialen Wohnungsbaus im Rahmen eines 
Neubauprogramms. Pro Jahr sollten zunächst 6.000, seit 2016 10.000 neue 
Wohnungen gebaut werden, wobei nach der sogenannten ‚Drittelmix­Rege­
lung‘ zu je einem Drittel sozial geförderte Mietwohnungen, frei finanzierte 
Miet wohnungen und Eigentumswohnungen vorgesehen sind (vgl. Metzger/
Schipper 2017, Vogelpohl/Buchholz 2017).[3] An der Realisierung dieser Ziele 
soll das 2011 initiierte „Bündnis für das Wohnen“ aus Wohnungswirtschaft, 
Kom mu nal poli tik und ­verwaltung sowie Mieterverbänden gemeinsam 
arbei ten. Parallel wurde ein stärker auf ‚mittlere Einkommensgruppen‘ aus­
ge rich te ter Förderweg mit einer höheren Anfangsmiete als im ‚normalen‘ 
Sozial woh nungs bau eingerichtet (2017 betrugen die Kaltmieten 6,40 bzw. 
8,50 Euro pro m²). Wohnungsneubau war also die zentrale Strategie des Senats 
gegen steigende Mieten. In diesem Kontext steht auch die Umstellung der 
Ver marktung stadteigener Grundstücke von einem Höchstgebotsverfahren 
hin zur Konzeptvergabe, welche an den neuen wohnungsbaupolitischen 
Zielen orientiert sein soll (vgl. Rinn 2016: 182ff.).
Zweitens wurde der verstärkte Einsatz der schon erwähnten baurechtlichen 
Restrik tionen für Bestandsinvestitionen in Gentrifizierungsgebieten be ob­
achtet. In Hamburg sind es „Soziale Erhaltungsverordnungen“, mit denen 
Luxus sanie rungen und Umwandlungen von Miet­ in Eigentumswohnung 
in von Verdrängungsprozessen bedrohten Gebieten unter einen besonderen 
Genehmi gungs vorbehalt gestellt werden können. Dieses Instrument hat 
allerdings isoliert nur beschränkte Wirkungen auf allgemeine Miet stei­
gerungs dynamiken (vgl. Vogelpohl 2013). Nahezu alle der acht seit 2012 
beschlossenen Gebiete liegen in der westlichen inneren Stadt und angren zen­
den Teilen von Ottensen und Eimsbüttel und waren zuvor Sanierungsgebiete 
oder Fördergebiete des Programms „Soziale Stadt“ (vgl. auch FHH 2017d, 
Rinn 2016: 187).
Darüber hinaus wurden nun drittens auch Veränderungen von Ent-
wick lungs strategien für ‚benachteiligte‘ Stadtteile festgestellt. In ihrer 
Analyse der neuen Stadtpolitiken in Hamburg verweisen Vogelpohl und 
Buchholz (2017) prominent auf die Internationale Bauausstellung (IBA), 
die zwischen 2006 und 2013 in den traditionell proletarisch und durch 
Migration geprägten Stadtteilen Wilhelmsburg und Veddel durchgeführt 
wurde. In diesen jahrzehntelang als ‚Problemquartiere‘ behandelten 
Gebieten wurde durch eine stadteigene Entwicklungsgesellschaft an einer 
umfassenden symbolischen, ökonomischen und bevölkerungsbezogenen 
Aufwertung gearbeitet und insgesamt rund eine Milliarde Euro an privaten 
Inves ti tionen in Immobilienprojekte und Infrastrukturen mobilisiert (vgl. 
Eckardt 2017, Birke/Hohenstatt/Rinn 2015, AKU Wilhelmsburg 2013, 
Breckner 2013, Hohenstatt/Rinn 2013). Dagegen organisierten sich lokale 
Stadtteilinitiativen und kritisierten die IBA als Instrument staatlich vor an ge-
trie bener Gentrifizierung. Die IBA habe nun, so Vogelpohl und Buchholz, auf 
diese Kritiken reagiert, eine „Aufwertung ohne Verdrängung“ versprochen 
und dieses Versprechen wohnungsbaupolitisch mit einem beispielhaften 
Modell projekt der Bestandssanierung einzulösen versucht (Vogelpohl/
Buchholz 2017: 270ff.). Dieses Projekt namens „Weltquartier“ habe gezeigt, wie 
eine umfassende Modernisierung sanierungsbedürftiger Bestandswohnungen 
des städtischen Wohnungsunternehmens SAGA mit verlängerten Laufzeiten 
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des sozialen Wohnungsbaus kombiniert werden könne, sodass statt den 
üblichen 15 nun 30 Jahre lang ‚soziale‘ Mieten garantiert werden. Diese 
Interpretation der Reaktion der IBA auf Gentrifizierungskritik und gerade 
ihre Einordnung in die neuen ‚sozialen‘ Re­Regulierungen Hamburger Stadt­
entwicklungspolitik ist tatsächlich überraschend, bisherige Analysen (auf 
die ich im fünften Abschnitt dezidiert eingehen werde) hatten vor allem 
die mittelschichtsorientierten Aufwertungsstrategien und entsprechende 
Verdrängungseffekte hervorgehoben.
Wie werden diese hier nur knapp skizzierten Transformationen nun ins­
ge samt in ihrer Reichweite eingeschätzt? Die Untersuchungen von Schönig 
et al. (2017) zu Berlin, München, Dresden, Leipzig und Hannover sowie 
von Metzger und Schipper (2017) zu Hamburg und Frankfurt kom men zu 
skeptischen Ergebnissen: Auch wenn im Vergleich zu den ‚neo li be ralen‘ 
2000er Jahren Unterschiede vor allem der kommunalen Wohnungs po li­
tiken deutlich würden (wie etwa neue Wohnungsbaukonzepte, die For de rung 
nach mehr Sozialwohnungen, eine breit geteilte Kritik an Priva ti sie rung­
en kommunaler Wohnungsbestände sowie deren partielle Re kom mu na li­
sierung), so seien klare Brüche mit einer primär marktförmigen Organi sation 
der Wohnraumversorgung oder eine paradigmatische „Um­ oder Rück­
kehr zu wohlfahrtsstaatlicher Wohnungspolitik“ (Schönig et al. 2017: 26) 
bis lang kaum erkennbar. Auch ‚post­neoliberale‘ Entwicklungen, ver stan­
den als Dekommodifizierung und Demokratisierung der Stadt­ bezieh­
ungs weise Wohnungspolitik, ließen sich nicht ausmachen (vgl. Metzger/
Schipper 2017). Im Unterschied dazu kommen Vogelpohl und Buch holz 
für Hamburg allerdings zu dem Ergebnis, es handele sich bei den neuen 
wohnungsbaupolitischen Instrumenten, den Sozialen Er hal tungs ver ord­
nung en und dem veränderten Ansatz der IBA Hamburg um „Experimente, 
um Verdrängung [‚property­led displacement‘] zu reduzieren, den Markt 
zu re­regulieren und preisgebundenen Sozialwohnungsbau zu stärken. 
Diese Experimente sind wichtige Schritte in Richtung einer Stadt für alle“ 
(Vogelpohl/Buchholz 2017: 278f., Übers. d. A.). Obgleich die Autor_innen die 
Grenzen dieser „Experimente“ durchaus diskutieren, interpretieren sie die 
wohnungspolitischen Re-Regulierungen insgesamt als Ansätze, die darauf 
abzielten, die „neoliberale Stadt zu begrenzen“ (ebd.: 266), und identifizieren 
sogar mögliche Wendepunkte hin zu einer progressiveren Stadtpolitik. 
Am Hamburger Beispiel zeichnet sich also offenbar eine Kontroverse ab. 
Dabei ist zunächst kaum bestreitbar, dass programmatische Anstrengungen 
politisch­administrativer Akteur_innen zu beobachten waren, die explizit 
mehr ‚bezahlbaren‘ Wohnraum und eine Wohnungspolitik ‚für alle‘ ver­
sprachen (vgl. dazu auch Rinn 2016: 182ff.). Worin aber besteht dieses 
Ver sprechen, Hamburg als ‚Stadt für alle‘ zu entwickeln, und wie soll diese 
Stadt durch die beschrieben Strategien und Instrumentarien hervorgebracht 
werden? Diese Fragen verweisen auf die grundierenden stadtpolitischen Ratio­
na li täten, die in den kontrovers diskutierten Re-Regulierungen produktiv 
werden. Um mögliche Kontinuitäten oder Brüche gegenwärtiger Stadtpolitik 
in Hamburg herausarbeiten zu können, halte ich es deshalb zunächst für 
notwendig, diese Rationalitäten genauer zu analysieren. Es gilt, sie in ihrer 
geschichtlichen Herausbildung sowie institutionellen Einbettung in ein 
Ensemble demokratisch­kapitalistischer Staatlichkeit zu rekonstruieren. Auf 
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dieser Grundlage kann anschließend das gegenwärtige Verhältnis ‚sozialer‘ 
und ‚neoliberaler‘ Stadtpolitiken in Hamburg bestimmt und die ‚neue soziale 
Stadtpolitik‘ analytisch eingeordnet werden. Im folgenden Abschnitt stelle 
ich nun zunächst die entsprechende genealogische und staatsanalytisch 
informierte Untersuchungsperspektive auf stadtentwicklungspolitische 
Trans formationen vor (vgl. auch Rinn 2016: 26ff.).
3. Genealogische und staatsanalytische Perspektiven auf 
stadtpolitische Transformationen
Zentraler analytischer Ansatzpunkt der hier eingenommenen Perspektive 
auf Stadtentwicklungspolitiken und ihre Transformationen sind Konflikte 
um die Hervorbringung, das heißt die Produktion, Aneignung und Nutzung 
städtischer Räume. Die Analyse setzt an konkreten Konstellationen und 
Praktiken konfliktbeteiligter Akteur_innen an. Alle diese Akteur_innen – wie 
etwa städtische Planungsabteilungen, Investor_innen, zivilgesellschaftliche 
Organisationen oder städtische soziale Bewegungen – agieren auf Basis 
von je spezifischen, historisch gewordenen normativen wie strategischen 
Wissens­ und Praxisrepertoires und damit spezifischer institutionalisierter 
Macht ressourcen. Diese sind als relational zu begreifen, sie werden innerhalb 
kon flikt hafter Beziehungen praktisch produktiv und dabei zugleich re­arti­
kuliert und transformiert. Um nun die normativ­strategischen Po si tio nie­
rungen der hier im Fokus stehenden politisch-administrativen Akteur_innen 
analysieren zu können, müssen diese als Teil eines spezifisch mate riali­
sierten Ensembles von Staatlichkeit begriffen werden. Historisch haben 
sich Stadtentwicklungspolitik und Stadtplanung als Elemente moderner, 
kapitalistischer (Wohlfahrts­)Staatlichkeit und spezifischer patriarchaler 
Machtbeziehungen konstituiert (vgl. Häußermann/Läpple/Siebel 2008, 
Frank 2003). Sie sind insofern Instrumentarium der sozialen Disziplinierung 
aber auch repressiver Klassenpolitik (vgl. Holm 2006: 25ff.). Gleichzeitig 
wird in ihnen eine gouvernementale Regierungsrationalität produktiv (vgl. 
Foucault 2004): eine Bevölkerungspolitik, die auf die ‚rationale‘ Optimierung 
der Zusammensetzung, räumlichen Anordnung und Entwicklungsdynamik 
der jeweiligen städtischen Bevölkerung und ihrer spezifisch verräumlichten 
Seg mente gerichtet ist. Dieser Bevölkerungspolitik geht es um die Her stel lung 
und Absicherung der Re­Produktionsbedingungen ‚bürgerlicher‘ Ver gesell­
schaftungs formen (im ökonomischen, politisch-sozialen und kulturellen 
Sinne, vgl. Lanz 2013). Stadtentwicklungspolitik wird also als Politik des 
Sozialen gefasst, die zugleich Kohäsion und dynamische Entwicklung der 
bürgerlichen Gesellschaft im städtischen Raum organisieren soll. Damit wird 
sie als Element gegenwärtiger demokratisch-kapitalistischer Staatlichkeit 
kon zi piert, durch die hindurch gesellschaftliche Konflikte und Krisen regu­
liert und zu stabilisieren versucht werden (vgl. Lessenich 2008). Dieses 
Ensemble von Staatlichkeit ist durch spezifische Selektivitäten charakterisiert, 
die es unterschiedlichen nicht-staatlichen Akteur_innen auf verschiedene 
Arten und Weisen ermöglichen, ihre partikularen Interessen und Strategien 
mittels Zugang zu staatlichen Ressourcen oder durch deren Kontrolle 
durch zusetzen (vgl. Jessop 2002: 40). Das wird gerade in der dominanten 
‚Mittelschichtsorientierung‘ von gegenwärtiger Stadt­ und Wohnungspolitik 
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sichtbar, die auch als Arbeit an einer ‚Verbürgerlichung‘[4] der Stadt begriffen 
werden kann. Dabei beanspruchen politisch­administrative Akteur_innen 
jedoch als staatliche Kernkompetenz, das Gemeinwohl herzustellen, das 
die Partikularinteressen in sich aufhebt. Das Gemeinwohl bleibt dabei als 
Legitimationsressource politisch­administrativer Akteur_innen immer 
umstritten – es ist konstitutiv unvollständig (da einige Interessen privilegiert, 
andere ausgeschlossen werden) und so imaginär wie die Gemeinschaft, deren 
allgemeiner Willen in ihm repräsentiert sein soll (vgl. Jessop 2007: 9ff., 
Demirovic 2013). Die diskursive Figur des Gemeinwohls ist damit Gegen­
stand dauerhafter Konflikte – in den Debatten um die gegenwärtigen Stadt­
ent wicklungs politiken in Hamburg geht es dabei um die ‚gute Stadt‘ und auch 
die ‚Stadt für alle‘ (vgl. Rinn 2016).
Für die Untersuchung der Transformationen Hamburger Stadt ent wick­
lungs politik schlage ich also vor, städtische Krisen, Konflikte um Stadt ent­
wick lung und um ihre Politiken zum Ausgangspunkt einer genealogischen 
Re kon struk tion zu machen. Mit einem solchen analytischen Ansatz kann auch 
die Frage nach Brüchen oder Kontinuitäten der gegenwärtigen, kontrovers 
disku tierten Stadtpolitiken historisch fundiert diskutiert werden. Dabei 
wird die folgende Analyse sichtbar machen, wie in diesen stadtpolitischen 
Re­Regulierungen zwei verschiedene Stränge der Bearbeitung städtischer 
Krisen konvergieren: ‚soziale‘, integrierte Strategien der Entwicklung ‚pro­
ble matischer‘ Quartiere sowie unternehmerische Stadtpolitik. Bevor ich die 
gegen wärtigen Re­Regulierungen im fünften Abschnitt re­interpretiere, 
gilt es daher zunächst, diese sozial-integrierten wie unternehmerischen 
Stadt politiken genauer zu analysieren. Beide adressieren die Krise der for­
dis tisch­funktionalen Stadt, die sich in Hamburg ab Ende der 1960er Jahre 
abzeichnete und die im Verlauf der 1970er Jahre zur vollen Entfaltung 
kommen sollte.
4. Die Herausbildung sozial-integrierter und unternehme-
rischer Krisenbearbeitungsstrategien in Hamburg
Im Rückblick auf die Stadtkrise der 1970er Jahre tritt ein Bruch stadt ent­
wicklungspolitischer Rationalitäten deutlich zu Tage: Noch 1969 ver öffent­
lich te die Hamburger Baubehörde ein zukunftsweisendes „Entwicklungs­
modell“, das eine konsequent funktionalistische Restrukturierung der 
Stadt vorsah, wobei ein Großteil der innerstädtischen Altbaugebiete mit 
Dienst leis tungs­, Management­ und Verkehrsnutzungen ‚über plant‘ 
wurde. Präferiertes Wohnungsbaumodell war die Großwohnsied lung. 
Diese funktionale Umstrukturierung scheiterte jedoch an gleich mehreren 
Faktoren. Einerseits geriet sie mit der Krise der fordistischen Gesell schafts­
for mation in Konflikt (vgl. Rinn 2016: 77ff.): Sinkende Steuereinnahmen, 
sozial selektive Bevölkerungsverluste und wachsende Staatsausgaben (etwa 
für Sozialtransfers, Schuldendienst und die Subventionierung nieder­
gehen der Wirtschaftsbranchen) führten zu einer Krise des städtischen 
Haus haltes, die die ambitionierten Planungen stoppte. Gleichzeitig stieß 
sie auch bei den Bewohner_innen auf Widerstand. Die Planung peripherer 
Groß wohn sied lungen war verkoppelt mit dem spekulativen Her unter wirt-
schaften der zum Abriss freigegebenen innenstadtnahen Wohngebiete. 
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Dort organisierten sich Stadtteilinitiativen gegen Kahlschlagsanierung und 
‚Umsiedlung‘. Der Suburbanisierungstrend schließlich, in dem vor allem 
überdurchschnittlich verdienende Bevölkerungsgruppen ihr Eigenheim im 
Grünen realisierten (vgl. Häußermann/Läpple/Siebel 2008: 87), trug mit 
zur Neuzusammensetzung der Bewohner_innenschaft der Innenstadtge-
biete bei – und aus der Perspektive politisch­administrativer Akteur_innen 
zu einer veritablen Krise des städtischen Lebensmodells, da sich nun vor 
allem Erwerbslose, Arme, Arbeitsmigrant_innen und ihre Familien in den 
zentrums nahen Stadtteilen ‚konzentrierten‘.
Die hier anklingende Problemdiagnose hinsichtlich der inneren Stadt wie 
der Großwohnsiedlungen wurde ab Ende der 1970er Jahre bundesweit im 
Diskurs um „soziale Brennpunkte“ produktiv. In Hamburg tauchte dieser 
Begriff konzeptuell erstmals im „Stadtentwicklungskonzept“ von 1980 auf 
(FHH 1980). In diesem Zusammenhang wurde das Quartier, begriffen als 
spezifisch bevölkerter und bewirtschafteter Teil­Raum der Stadt, als zentrale 
Planungs­ und Steuerungseinheit für eine erneuerte städtische Sozial politik 
‚entdeckt‘ (vgl. Rinn 2016: 88ff.). Teil dieser Entdeckung war die Produktion 
von Wissen über problematische oder wünschenswerte Be völ kerungs zu sam­
men setzungen von Quartieren hinsichtlich sozialer Inte gra tion. Gleichzeitig 
verschoben sich stadtgesellschaftliche Problem­ und Zieldefinitionen von 
der (nie eingelösten) Vorstellung, soziale Un gleich heit müsste durch einen 
sukzessiven Aufstieg aller Bewohner_in nen in Mittelschichtspositionen ab­
ge baut werden, hin zur Vermeidung „homogener“ Bevölkerungsstruk tu ren 
– gemeint war eine Konzentration armer, proletarischer und migran tisch 
positionierter Bewohner_innen – in bestimmten „gefährdeten Stadt teilen“ 
(FHH 1980, vgl. auch Alisch/Dangschat 1998: 122), womit die „sozialen 
Gegen sätze der Stadt“ entschärft werden sollten (vgl. Bauriedl 2007: 96f). 
Auf die Diagnose verräumlichter Desintegration wurde dabei folgerichtig 
mit ebenfalls verräumlichten Strategien reagiert: Durch die Ausweitung des 
Angebotes von suburban anmutenden Siedlungsformen innerhalb des Stadt­
geb ietes und durch die Attraktivierung der bestehenden inner städ tischen 
Wohn gebiete sollte die Stadt wieder zur Wohnoption für ‚steuer kräf tige‘ Be­
wohner_innen und ‚sozial stabile Familien‘ werden (vgl. die admi nis trative 
Perspektive bei Polkowski 2001). Parallel zu dieser ‚sozial­inte gra tiven‘ 
Konzeption bildete sich nun verstärkt ab Mitte der 1980er Jahre eine ‚inte­
grierte‘ Stadtteilentwicklung mit ressortübergreifenden und kooperativ­parti­
zi pativen Steuerungsformen heraus (vgl. Rinn 2016: 113ff.). In einem kon­
flikt haften Institutionalisierungsprozess, in den auch Teile der entstandenen 
‚alter nativen Stadterneuerungsszene‘ eingebunden wur den, entwickelte sich 
ein erneuertes Stadtentwicklungsregime. Dieses war unter anderem darauf 
orientiert, das Leben in der Innenstadt für eine als ausdifferenziert und in ihren 
Lebensstilen pluralisiert begriffene Mittel schicht attraktiv zu machen, wobei 
eine dichte, kleinteilige und spezifisch innerstädtische ‚Urbanität‘ mit aktivem 
bürgerschaftlichem Engagement verkoppelt wurde.
In den 1990er Jahren schließlich wurde die quartiersorientierte Inte­
gra tions politik als die soziale Stadtpolitik normalisiert und verall ge mei-
nert und auch auf der Senatsebene durch die Gründung einer Stadt ent­
wick lungs behörde institutionalisiert. Die Herausbildung dieses Regimes 
der integrierten Stadtteilentwicklung vollzog sich dabei in Korrespondenz 
18       2018, Band 6, Heft 1s u b \ u r b a n
mit entsprechenden Programmen auf EU­ und Bundesebene (vgl. dazu 
Güntner 2007). Das Wissens­ und Praxisrepertoire behutsamer Stadt teil­
ent wicklung unter aktiver Beteiligung der Bewohner_innen und Nutzung 
ihrer Selbsthilfepotenziale ermöglichte jene neuen, verräumlichten Ansätze 
der Bekämpfung von Armut als ‚soziale Exklusion‘ (vgl. Mayer 2002). Der 
normativ­strategische Kern dieser sozial­integrierten Stadtteilentwicklung 
lässt sich wie folgt zusammenfassen (vgl. Rinn 2016: 126ff.): Städtische 
Armut wurde als Desintegrationsproblem begriffen, das sich vor allem in 
peripheren Großwohnsiedlungen, aber auch noch in innenstadtnahen Alt­
bau gebieten konzentriere. Diese befänden sich in einer selbstverstärkenden 
Abwärtsspirale: Durch die ‚Flucht der Mittelschichten‘ verschlechtere sich 
die Lebensqualität etwa durch die zunehmende Erosion von ökonomischen, 
sozialen und Bildungsinfrastrukturen – mit der Folge weiterer Fortzüge. 
Übrig blieben ‚benachteiligte Bevölkerungsgruppen‘, deren Wohnviertel zu 
einem zusätzlich benachteiligenden Faktor würden. Sozialisationsdefizite 
und Alltagsdevianz, ‚Sozialhilfeabhängigkeit‘ und physisch­räumliche wie 
soziale ‚Verwahrlosung‘ würden sich potenzieren, wenn in der unmittelbaren 
Nachbarschaft jene Bewohner_innen fehlten, welche die Normen bildungs­ 
und lohnarbeitsorientierter, ‚westlicher‘ bürgerlicher Lebensweisen re prä­
sen tie ren könnten – Bewohner_innen, die sich auch für bessere Lebens­
be dingungen und Investitionen in ihre Quartiere einsetzen könnten, da sie 
im politischen Raum Gehör fänden: ‚junge Kreative‘, ‚Familien mit stabilen 
Einkommen‘, ‚sozial engagierte Mittelschichten‘. Den ‚Problemquartieren‘ 
wurde damit ein Mangel an Bürgerlichkeit attestiert (vgl. etwa der damalige 
Stadtentwicklungssenator Maier 1999: 14).[5] Als Kernproblem städtischer 
Armut wurden – und hier folgte Hamburg geradezu prototypisch den inter­
national beobachteten stadtpolitischen Trends – negative Kontexteffekte 
ausgemacht, die mit Politiken sozialer Mischung zu bearbeiten seien (vgl. 
dazu Huning/Schuster 2015). Eine mittelschichtsorientierte Aufwertung in­
ner städtischer ‚Problemquartiere‘ – in den Altbauquartieren der westl ichen 
inneren Stadt also der Erhalt historischer Bausubstanz und die Verbesserung 
von Stadtteilimage, Wohnumfeld und Bildungsinfrastrukturen – wurde 
damit zur expliziten Strategie gegen soziale Ausgrenzung. Die integrierte 
soziale Stadtteilentwicklungspolitik bedeutete damit de facto staatlich 
initiierte Gentrifizierung.
Den zweiten Strang der Bearbeitung städtischer Krisen seit dem Bruch der 
1970er Jahre bilden nun dezidiert ökonomische beziehungsweise unter neh­
me rische Strategien. Programmatischer Wendepunkt war hier ohne Zweifel 
die mit „Unternehmen Hamburg“ betitelte Rede des Ersten Bürgermeisters 
Klaus von Dohnanyi im Jahr 1983 (Dohnanyi 1983). Dohnanyi kündigte 
in dieser Rede einen wirtschaftspolitischen Paradigmenwechsel an: Einen 
Bruch mit der (zuvor gescheiterten) Strategie, niedergehende hafenbezogene 
Industriezweige zu subventionieren und weitere Industrialisierungsprojekte 
zu entwickeln, und eine aktivere Wirtschaftsförderungspolitik, die sich vor 
allem auf Kommunikations­ und IT­Dienstleistungen, den Ausbau des 
Medien­ und Messestandortes sowie die Anwerbung wissenschafts­ und 
technikorientierter Industrien konzentrierte (vgl. Dangschat 1993). Stadt­ 
und sozialpolitisch forderte Dohnanyi die „Entwicklung von Wohnqualität, 
Frei zeit wert und Kultur, ausgerichtet am Geschmack einer ‚neuen Intelli genz‘, 
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‚die Schöpfer der neuen Industrien und Dienstleistungen‘ ist“ (Alisch/
Dangschat 1998: 114f.). Die unternehmerische Programmatik und Strategie 
präg te in den Folgejahrzehnten den stadtentwicklungspolitischen Kurs Ham­
burgs. Die Produktion ‚repräsentativer Räume‘ und attraktiver Quartiere 
für die umworbenen hochqualifizierten Arbeitskräfte wie (Einkaufs­)
Tourist_innen stand auf der Tagesordnung und motivierte auch Kontroll­ 
und Vertreibungsstrategien gegenüber ‚Randgruppen‘ (wie der ‚Drogen szene‘ 
oder Wohnungslosen, vgl. Peddinghaus/Hauer 1998). Ab Mitte der 1990er 
Jahre wurde mit der HafenCity ein neuer Stadtteil auf city­nahen ehemaligen 
Hafen arealen geplant, der für seine ‚komplexe‘ urbanistische Konzeption 
gefeiert wurde (vgl. etwa Lees 2010) – dabei aber vor allem für öffentliche 
Sub ven tionie rungen spektakulärer Neubauprojekte, internationale Unter­
neh mens ansied lungen, hochpreisigen Wohnungsbau und hochwertige 
Shopping­Areale steht (vgl. Bauriedl 2007). Als die 2001 gebildete Senats­
koalition aus CDU, FDP und der rechtspopulistischen Schill­Partei ihr Leit­
bild „Metropole Hamburg – Wachsende Stadt“ präsentierte, wurde neo­
liberale Stadtpolitik schließlich in Reinform forciert. Das bevölkerungs­ wie 
wirtschaftspolitische Wachstumsprogramm und die entsprechenden städte­
bau lichen Aufwertungsstrategien zielten ausschließlich auf die Steigerung 
der Konkurrenzfähigkeit bei der Anwerbung von Unternehmen, Tourist_in­
nen und hochqualifizierten „jungen kreativen Menschen“ (FHH 2002: 13), 
während explizit sozialpolitische Ansätze völlig verschwanden. Die neue 
Senats koalition arbeitete konsequent mit Marketingstrategien und spekta­
ku lä rem Städtebau, insbesondere das Konzerthaus Elbphilharmonie ab 2006 
steht für eine Stadt­ und Kulturpolitik, die auf den ‚Bilbao­Effekt‘ zielt und 
dabei ihre ‚Zukunftsprojekte‘ durch Einsparungen, Privatisierungen und den 
aus Mieterhöhungen erzielten Gewinnen der stadteigenen Woh nungs bau­
unternehmen finanzierte (vgl. Birke 2010). Teil dieser intensivierten neo li­
be ralen Stadtpolitik war auch die Inwertsetzung ‚untergenutzter‘ städtischer 
Räume als Wohnbau­ und Gewerbeflächen sowie die Vermarktung städ­
tischer Flächen per Höchstgebotsverfahren. In diesem Kontext wurde auch 
die IBA Hamburg zur Entwicklung Wilhelmsburgs und der Veddel ein ge­
setzt, um relativ zentral gelegene, aber ‚problematische‘ städtische Räume 
zu vermarkten und diesen „weiße[n] Fleck auf der Landkarte“ (IBA o.D.) 
als Wohnort für urbane Mittelschichten ‚zu entdecken‘ und ‚zu erobern‘. 
Fest halten lässt sich so, dass eine unternehmerische Orientierung seit 
Mitte der 1980er Jahre dominant und über Parteigrenzen hinweg in die 
stadtentwicklungspolitischen Rationalitäten vor allem auf der Senatsebene 
eingeschrieben wurde.[6]
5. Die Konvergenz unternehmerischer und sozialer 
Stadtpolitik: Neue Wohnungspolitik als Strategie der 
Verbürgerlichung
Fragen wir vor dem Hintergrund dieser genealogischen Rekonstruktion 
Ham burger Stadtentwicklungspolitik nun nach deren gegenwärtigen Re­
Konfigurationen, dann wird sichtbar, dass sozial­integrierte und unter­
neh me rische Stadtpolitik, die sich als zwei parallele Strategien zur Be ar-
bei tung städtischer Krisen herausgebildet haben, auf spezifische Weise 
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ineinanderwirken. Wurden diese beiden Strategien in der bisherigen 
stadt po li tischen Debatte weitgehend als Gegensätze diskutiert (vgl. etwa 
Bauriedl 2007: 86), so werden durch eine genauere Analyse des Woh­
nungs bau pro gramms, der Sozialen Erhaltungsverordnungen und der IBA 
Hamburg gewissermaßen ‚synergetische‘ Kooperationen sichtbar. 
Zentral auffällig ist zunächst, dass alle diese Beispiele ihre ‚soziale‘ Seite 
gerade in der Herstellung oder Bewahrung einer spezifischen sozialen 
Mischung haben: Das Neubauprogramm samt Drittelmix beinhaltet ge wis ser­
maßen eine präventive Mischungspolitik – explizit geht es darum, ‚homogene‘ 
Neu bau quartiere, die etwa ausschließlich aus Sozialwohnungen bestehen, zu 
ver hindern (vgl. exemplarisch etwa zum ‚vorbildlich diversifizierten‘ Neu bau­
projekt „Mitte Altona“ Rinn 2016: 202). Beworben als Schaffung von Wohn­
raum ‚für alle‘ bedeutet dieser Ansatz nun gerade nicht, dass auch ‚alle‘ der 
sozial ungleichen Bewohner_innen potenziell Zugang zu allen dieser Neu­
bau wohnungen bekommen, denn diese bestehen zu mehr als zwei Dritteln 
aus hochpreisigen Miet­ oder Eigentumswohnungen.[7] Wenn gegen wärtig 
rund 80 Prozent aller Haushalte zur Miete wohnen, rund die Hälfte Anrecht 
auf eine Sozialwohnung hat (vgl. FHH 2017a), und nur noch 8,5 Prozent 
des Bestands Sozialwohnungen sind (FHH 2017c: 8), dann wird deutlich, 
dass die Strategie, Wohnungsmangel und steigende Mieten durch die Pro­
duktion vor allem teurer Miet­ und Eigentumswohnungen zu bearbeiten, 
für Menschen mit geringen Einkommen und marginalisierten Positionen 
am Wohnungsmarkt keine Verbesserungen bringen wird. Das zeigen auch 
die fortgesetzten Mietsteigerungsdynamiken und das Schrumpfen von Woh­
nungsbeständen des unteren Preissegments.[8]
Die Sozialen Erhaltungsverordnungen dienen gerade der Stabilisierung 
des Status Quo in bereits gentrifizierten Gebieten. In den ehemaligen Sa nie­
rungs gebieten wurden sie zu einem Zeitpunkt erlassen, an dem politisch­
administrative Akteur_innen eine offenbar schützenswerte ‚funktionierende‘ 
Mischung erkannten, sprich eine Mittelschichtsdominanz hergestellt wurde. 
Mit anderen Worten: Die Sozialen Erhaltungsverordnungen werden bislang in 
jenen Stadtteilen eingesetzt, in denen selbst schon Teile der Mittelschicht von 
Verdrängung bedroht sind. Hier wird aber gleichzeitig auch deutlich: Politiken 
sozialer Mischung funktionieren nicht nur in Richtung der De­Konzentration von 
Armut, sondern auch als Verhinderung einer weiteren stadt räumlichen Segre-
ga tion der oberen Mittel­ und Oberschicht. Und so begrenzt die Wirkung der 
Sozialen Erhaltungsverordnungen de facto sein mag (vgl. Vogelpohl/Buchholz 
2017, Vogelpohl 2013), so verweist der Ansatz der Investitionsbeschränkung in 
spezifischen Teilräumen doch auf eine übergreifend beobachtbare Strategie: 
Politisch­administrative Akteur_innen arbeiten daran, Investitionen und 
Mittel schichtsangehörige in diejenigen städtischen Räume zu lenken, in denen 
Aufwertung und die Neuzusammensetzung der Bewohner_innenschaft wei-
ter hin er wünscht ist. Das ist gegenwärtig etwa der Hamburger Osten, der 
mit einem großformatigen Stadtentwicklungsprogramm aufgewertet und als 
Wohn stand ort attraktiver gemacht werden soll (vgl. Metzger 2017), und das 
war zuvor vor allem Wilhelmsburg, dessen ‚Potenziale‘ durch die IBA er schlos­
sen und inwertgesetzt werden sollten.
Die IBA war zunächst eine großangelegte Marketing­Kampagne für 
einen Image­ und Bevölkerungswandel (vgl. Hohenstatt/Rinn 2013; AKU 
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Wil helms burg 2013). Lange bevor die erste neue Wohnung gebaut wurde, wurde 
ein offensives rebranding Wilhelmsburgs vorangetrieben, etwa durch Kul tur­ 
und Kreativpolitik und die (schon zuvor eingeführte) Subventionierung stu­
den tischen Wohnens und ‚innovativer‘ Baugemeinschaften. Soziale Un gleich­
heit und Konflikte wurden in der IBA­Strategie weitgehend dethematisiert, 
statt des sen wurde positiv auf Diversität, Kultur und Bildung gesetzt. Die IBA 
hatte insofern aus den Widersprüchen des Soziale­Brennpunkte­Diskurses – 
der gerade jene Quartiere diskursiv abwertete, die aufgewertet werden sollten 
– gelernt und setzte konsequent auf eine „festivalisierte Problembearbeitung“ 
(Hohen statt/Rinn 2013). So war sie ein Stadtentwicklungsinstrument zur 
Angleichung von ‚untergenutzten‘ Flächen und ‚problematischen‘ Wohn­
ge bie ten an immobilienwirtschaftliche Renditeerwartungen und Mittel­
schichts normen. Sozialer Wohnungsbau gehörte dabei, anders als das 
‚soziale‘ Aushängeschild „Weltquartier“ suggerieren mag,[9] nie zu den Kern­
themen der Bauausstellung. Die hier von Vogelpohl und Buchholz (2017) her­
vor ge hobenen relativ langen Fristen der Sozialbindungen sind zwar bislang 
eine Ausnahme in Hamburg. Sie sind jedoch aus mindestens zwei Gründen 
kein progressives Beispiel: Erstens muss die Gesamtproblematik des sozialen 
Wohnungsbaus als temporäre „soziale Zwischennutzung“ (Holm, zitiert 
nach Metzger/Schipper 2017: 187) in Rechnung gestellt werden. Zweitens 
und noch wichtiger: Wilhelmsburg ist insgesamt ein „Freistellungsgebiet“ 
(vgl. FHH 2016a), die einkommensbezogenen Zugangsbeschränkungen zu 
Sozialwohnungen wurden aufgehoben, sodass dort auch Besserverdienende 
einziehen dürfen. Dies wurde explizit damit begründet, dass so die soziale 
Mischung verbessert werde. Betrachtet man die IBA insgesamt, so wurde 
das Versprechen einer ‚Aufwertung ohne Verdrängung‘ systematisch nicht 
eingelöst – die Bauausstellung hatte dafür nicht nur schlicht keine Strategien, 
ihre mittelschichtsorientierte Attraktivierungspolitik hatte vielmehr den 
gegenteiligen Effekt.[10]
Die IBA ist möglicherweise das plastischste Beispiel der sich abzeichnen­
den Kon ver genz unternehmerischer und sozialer Stadtentwicklungspolitik. 
In deren Aufwertungsstrategien werden gemeinsame normativ-stra te-
gische Konzeptionen einer ‚guten Stadt für alle‘ produktiv: Das über grei­
fen de Urbanitätsideal ist eine mittelschichtsaffine Nutzungs­ und Be völ­
kerungs mischung, die über Attraktivierung beziehungsweise Stabilisierung 
städ tischer Teilräume erreicht werden soll. Die Immobilienwirtschaft soll 
dabei eine mobilisierende Rolle spielen, aber auch ‚sozial nachhaltig‘ regu­
liert und in entsprechende Bündnisse integriert werden, um die Pro bleme 
einer verwertungsorientierten Wohnraumversorgung weiterhin markt­
orientiert bearbeiten zu können. Die ‚urbanen Mittelschichten‘ sollen für 
‚positive Quartierseffekte‘ sorgen, von denen alle – und gerade auch die 
‚be nach teiligten‘ Bewohner_innen – profitieren sollen. Hier verbinden 
sich ökonomische Wachstumsstrategien und sozialpolitische Strategie 
gegen stadträumliche Benachteiligung und unerwünschte Segregation. 
Die Zielgruppen sozialer und unternehmerischer Stadtpolitik sind insofern 
teilweise identisch geworden. Zentrale Strategie in dieser unternehmerisch­
integrierten Rationalität ist eine Bevölkerungspolitik sozialer Mischung: 
eine spezifische räumliche An­Ordnung von (Un­)Gleichheit und Differenz 
der Stadtbewohner_innen, die auf die Normalisierung von Quartieren zielt. 
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Orientierend für diese normativ­strategischen Mischungskonzeptionen sind 
dabei Visionen des gelingenden ‚urbanen‘ Zusammenlebens – Visionen, in 
denen es nicht um eine egalitäre Konzeption der ‚Stadt für alle‘ geht und 
die zudem in ihrer bevölkerungspolitischen Realisierung autoritär werden. 
Die versprochene ‚Stadt für alle‘ soll als städtisches Mosaik diversifizierter, 
aber normalisierter ‚funktionierender‘ Teilräume entstehen, in denen die 
sozial ungleichen und kulturell verschiedenen Bewohner_innen die von 
ihnen erwarteten gesellschaftlichen Positionen und Handlungsrationalitäten 
beziehungsweise Verhaltensweisen annehmen sollen. Ziel ist es, möglichst 
überall durchaus unterschiedliche, aber kohäsive Stadträume zu schaffen, in 
denen eine heterogene Stadtbevölkerung sich so miteinander in Beziehung 
setzt, dass soziale Konflikte minimiert, ‚Integrationsprozesse‘ auch armer 
und marginalisierter Personengruppen organisiert und insgesamt eine Art 
sozialmoralischer trickle-down-Prozess in Gang gesetzt werden kann. Genau 
in dieser Version der ‚guten Stadt für alle‘ treffen sich die verschiedenen 
Strategien der Verbürgerlichung städtischer Räume.
6. Schlussfolgerungen
Betrachtet man also die jüngsten stadt­ und wohnungspolitischen Re­Re­
gu lie rungen in Hamburg vor dem Hintergrund der rekonstruierten Kon­
ver genz sozialer und unternehmerischer Strategien, dann wird es pro-
ble matisch, diese Re­Regulierungen als im positiven Sinne ‚sozialer‘ zu 
be grei fen, ihnen ‚progressive‘ Potenziale zuzuschreiben oder gar Brüche 
mit neoliberaler Politik zu identifizieren. Sie sind auch im bundesweiten 
Ver gleich keine herausragenden Beispiele und lassen sich zudem, gemes-
sen an den von Initiativen des Hamburger Netzwerks Recht auf Stadt 
arti ku lier ten protagonistischen Ansprüchen und egalitären Forderungen 
nach einer ‚Stadt für alle‘, nur schwer als ‚Erfolge‘ sozialer Bewegungen 
begreifen. Vielmehr werden gerade in der veränderten Wohnungspolitik 
und dem vermehrten Einsatz sozialer Erhaltungsverordnungen (und auch 
den neuen Aufwertungsstrategien für ‚Problemquartiere‘) Kontinuitäten 
und Verschiebungen einer bevölkerungspolitischen – und insofern auch 
‚neoliberalen‘[11] – Regierung der Stadt sichtbar. Durch diese hindurch 
formiert sich ein Urbanismus der Ungleichheit, in dessen Konzeption einer 
‚Stadt für alle‘ soziale wie unternehmerische Stadtentwicklungsstrategien 
konvergieren und tendenziell ununterscheidbar werden. Soziale Integration 
in dieser ‚Stadt für alle‘ soll durch eine Strategie der Anreizung und Anrufung 
bürgerlicher Lebensweisen, aber auch der disziplinarischen Einordnung aller 
in mittelschichtsorientierte normative Ordnungen ermöglicht werden. Die 
Immobilienwirtschaft, entsprechend angereizt und geführt, soll ihren ‚Anteil‘ 
an diesen Raumproduktionen haben, ohne dass ihre Verwertungsorientierung 
in Frage gestellt wird. Diese Arbeit an der Verbürgerlichung der Stadt will 
soziale Ungleichheiten nicht abbauen, sondern re­arrangieren. Das ent­
sprechen de soziale Programm bedeutet, dass auch den ‚Benachteiligten‘ 
ein Leben in einem mittelschichtsdominierten Quartier ermöglicht werden 
soll. In dieser ‚Stadt für alle‘ soll es langfristig keine Exklusion im Sinne von 
schlichter Verdrängung ‚problematischer‘ Bevölkerungsgruppen mehr geben 
– was nicht heißt, dass an den bürgerlichen normativen Raumordnungen 
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nicht auch mit Kontrollstrategien und Ausschlüssen gegenüber den ‚Un­
ehr baren‘, ‚Kriminellen‘, und ‚gefährlichen‘ Anderen gearbeitet wird (vgl. 
Rinn 2017). Es sollen jedoch zumindest programmatisch weder Räume für 
die ‚Ausgeschlossenen‘, möglichst peripher und abgeschlossen von der bür­
ger lichen Stadt, entstehen, noch abgeschottete Räume der ‚Wohlhabenden‘ 
und ‚Wohlanständigen‘. Hier werden auch zentrale Widersprüche der unter­
nehmerisch­integrierten Stadtentwicklungsrationalität sichtbar. Wohnen 
‚für alle‘ zu ermöglichen und Verdrängung zu verhindern entspricht zwar den 
normativen Selbstpositionierungen politisch­administrativer Akteur_innen, 
jedoch: Ihre Konzeption der ‚guten Stadt für alle‘ atmet den Urbanismus der 
Ungleichheit, und in diesem ist Verdrängung im Interesse ‚funktionierender‘ 
sozialer Mischung kein bedauerlicher Nebeneffekt, sondern zentraler stra­
te gischer Einsatz. 
Endnoten
[1] Meine empirischen Grundlagen sind Dokumentenanalysen, Expert_inneninterviews 
und teilnehmende Beobachtungen, mittels derer ich Rationalitäten und Praktiken von 
Akteur_innen rekonstruiert habe, die an Konflikten um Stadtentwicklungspolitik in 
Hamburg (im Kontext des Recht auf Stadt­Netzwerks seit 2009) beteiligt waren (vgl. 
Rinn 2016). Die Analysen zur IBA Hamburg stehen zugleich mit meiner Mitarbeit 
im Arbeitskreis Umstrukturierung Wilhelmsburg in Zusammenhang. Ich danke Lisa 
Carstensen, Joscha Metzger, Jan Wehrheim, den beiden Gutachter_innen sowie der 
Redaktion für ihre hilfreichen kritischen Kommentare.
[2] In Hamburg sind drei Viertel aller Wohnungen Mietwohnungen (vgl. Vogelpohl/Buchholz 
2017). Zwischen 2000 und 2011 stiegen Angebotsmieten durchschnittlich um 38 Prozent 
auf 11,21 Euro (alle Angaben pro m², netto/kalt), die höchsten Steigerungsraten waren in 
innenstadtnahen Stadtteilen Hohenfelde (76 Prozent auf 10 Euro), St. Georg (72 Prozent 
auf 13 Euro) oder Altona­Nord/Altona­Altstadt (63 Prozent auf 13,02 Euro), aber auch 
St. Pauli (51 Prozent auf 11,84 Euro) zu verzeichnen (vgl. Pohl/Wischmann 2014: 48). 
Zur Einordnung: Die verfügbaren Daten zur Lohnentwicklung in Hamburg zeigen eine 
nur 14­prozentige Steigerung der Bruttolöhne an (vgl. FHH 2017c: 12).
[3] Mittlerweile wurde der Anteil geförderter Wohnungen am Gesamtneubauvolumen leicht 
auf 30 Prozent gesenkt.
[4] Verbürgerlichung verweist zum einen auf embourgeoisment, womit in der Gen tri fi-
zie rungsdebatte die klassenpolitische Dimension von Aufwertung und Verdrängung 
betont wird (vgl. Slater 2006), zum anderen auf Politiken, die auf die Hervorbringung 
von sozial integrierten, durch ‚Bürgerlichkeit‘ geprägten städtischen Räumen abzielen. 
Bür ger lichkeit wird, wie Lanz (2013) in seiner Analyse urbaner Regierungsweisen in 
Berlin herausgearbeitet hat, in ihren ökonomischen, politischen und kulturellen Di men­
sionen im Kontext einer „Regierung durch citizenship“ (ebd.: 1309ff.) produktiv, die 
mit sozialen, quartiersorientierten Problembearbeitungsstrategien korrespondiert. 
Mit Verbürgerlichung bezeichne ich daher nicht einfach Bevölkerungsaustausch oder 
wohn raumbezogene Verdrängung, sondern Strategien, die gerade via Politiken urbaner 
diver sity und sozialer Mischung (sozial integrierte und ökonomisch erfolgreiche) Quartiere 
her vorzubringen versuchen – Quartiere, in denen westlich­kulturelle, ökonomisch­
unternehmerische und politisch­gemeinwohlorientierte bürgerliche Normvorstellungen 
und Praktiken dominieren, die zugleich auch für eine disziplinierende Integration der 
‚Anderen‘ der bürgerlichen Klassen sorgen sollen.
[5] In solchen Desintegrationsdiagnosen und Anrufungen urbaner Bürgerlichkeit werden 
auch kulturell­rassistische Problematisierung (etwa von ‚Parallelgesellschaften‘) 
pro duktiv (vgl. Lanz 2013). Die Figur der bürgerlichen (Mittelschichts­)Familie (wie 
pluralisiert und modernisiert auch immer) wird dabei noch immer als Garantin für 
stadtgesellschaftliche Stabilität begriffen und ist zudem zunehmend zur Adressatin von 
Standortpolitik im Metropolenwettbewerb geworden (vgl. Frank 2014).
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[6] Nicht wenige der stadtentwicklungspolitischen Projekte des Unternehmens Hamburg 
scheiterten jedoch am Widerstand der Bewohner_innenschaft: etwa die Neubebauung 
des Elbhangs von St. Pauli (verhindert durch die Hafenstraßenbesetzung ab 1981, vgl. 
Borgstede 2010, und den „Park Fiction“ ab 1994), das Musicalhaus „Neue Flora“ im 
Schanzenviertel (seit 1989 als „Rote Flora“ besetzt, vgl. Birke 2014), und nicht zuletzt 
2003 und 2015 Bewerbungen für Olympischen Sommerspiele.
[7] 2016 waren 31,5 Prozent der Neubauwohnungen öffentlich gefördert (vgl. FHH 2017a), 
2015 und 2014 wurden die Zielzahlen mit 25 und 29 Prozent noch deutlicher unterschritten 
(vgl. FHH 2016b).
[8] Zwischen 2011 und 2017 stiegen die durchschnittlichen Angebotsmieten um weitere 
13 Prozent auf 12,69 Euro (vgl. Gymnasium Ohmoor 2017). Ende 2016 konnte noch 
immer über 9.000 als „vordringlich wohnungssuchend“ anerkannten Haushalten keine 
Wohnung vermittelt werden (vgl. FHH 2017b: 8). Zwischen 2010 und 2017 hat sich der 
Sozialwohnungsbestand im 1. Förderweg um 22 Prozent auf knapp 79.000 Wohnungen 
reduziert (vgl. FHH 2017c: 8). Dieser anhaltende Trend (vgl. Metzger/Schipper 2017: 
195) kann allein durch Wohnungsneubau kaum gestoppt werden.
[9] Zu den Konflikten um Sanierung, Mietsteigerungen (die es trotz öffentlicher Förderungen 
gab) und Verdrängung im „Weltquartier“ vgl. Birke/Hohenstatt/Rinn 2015, AKU 
Wilhelmsburg 2013. Bemerkenswert ist, dass weder die IBA noch die städtische SAGA 
als Eigentümerin ihr Versprechen, niemanden aus dem „Weltquartier“ zu verdrängen, 
systematisch dokumentiert hat. So gibt es keine Begleitforschung zu den Gründen, warum 
von den 687 im Sanierungsprozess umquartieren Mietparteien 460 nicht zurück ins 
Quartier zogen (vgl. FHH 2016c). In einer Auskunft des Senats heißt es lapidar, viele 
seien „aus persönlichen Gründen nicht in das Quartier zurückgezogen“ (vgl. ebd.). Das 
mag für Sanierungsprojekte dieses Formats nicht untypisch sein, wäre aber angesichts 
des beanspruchten ‚Modellcharakters‘ doch einer genaueren Untersuchung wert gewesen.
[10] Die IBA Hamburg GmbH selbst wehrte sich gegen den Gentrifizierungsvorwurf unter 
anderem mit dem Argument, dass Mietsteigerungen in Wilhelmsburg mit 40 Prozent 
zwischen 2006 und 2013 im Hamburger Durchschnitt lägen (vgl. IBA Hamburg 2013). 
Damit hat sich der Stadtteil unter der IBA zumindest ‚normalisiert‘, wobei über 
kleinräumige Steigerungsdynamiken innerhalb des sehr heterogenen Gebiets keine 
Daten vorliegen.
[11] Bevölkerungspolitik, die ‚mit dem Markt regiert‘, kann als einer der Kerne neoliberaler 
Gouvernementalität begriffen werden (vgl. Foucault 2004).
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An Urbanism of Inequality. ‚New social urban politics‘ in 
Hamburg as strategies of embourgeoisment.
In Germany, the housing question is back on the agenda. Various political re-
regulations could be observed, aiming at ‚affordable housing for all‘. Now, 
researchers discuss whether these ‚social‘ re-regulations indicate an end of 
urban neoliberalization. I contribute to this debate by analyzing urban policy 
in Hamburg. Is Hamburg an example for ‚progressive‘ strategies towards 
a more just ‚city for all‘, as scholars have recently argued? To answer this 
question, I first discuss the current urban policy in comparison to other 
cities in Germany. I then adopt a genealogical perspective on the specific 
rationalities which shape the current ‚new social urban policy‘. Against this 
backdrop, I re-interpret the current re-regulations. One central finding is, 
that they are less ‚progressive‘ or ‚post-neoliberal‘, but manifestations of an 
‚urbanism of inequality‘. The ‚city for all‘ shall be realized through strategies 
of ‚embourgeoisment‘ which foster inequality rather than reducing it.

